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0 Lesehilfe

Baurechtliche Das Baureglement der Einwohnergemeinde Leissigen

Grundordnung bildet zusammen mit dem Zonenplan 1, dem Zonen-

plan 2 und dem Zonenplan Naturgefahren die bau-

rechtliche Grundordnung für das gesamte Gemeinde-

gebiet.

Kommentar

zonenpläne In den Zonenplänen sind die einzelnen Nutzungszonen

in Form von farbigen Flächen dargestellt. Die Bauzo-

nen, die Landwirtschaftszone und das übrige Gemein-

degebiet, der Wald sowie die Gewässerflächen decken

zusammen mit den Wlrkungsbereichen von besonde-

ren baurechtlichen Ordnungen (Uberbauungsordnun-

gen, inklusive Uferschutzplänen und Zonen mit Pla-

nungspflicht), das gesamte Gemeindegebiet ab. Zudem

hält der Zonenplan Naturgefahren die Lage der durch

Naturgefahren gefährdeten Bereiche fest.

Im zonenplan 2 sind die Verkehrswege von histori-

scher Bedeutung (IVS) grundeigentümerverbindlich

und weitere Gebiete und Objekte mit Bau- und Nut-

zungsbeschränkungen behördenverbindlich ausge-

schieden.

Kommentar Der Kommentar in der rechten Spalte des Bauregle-
ments (BR) dient der Verständlichkeit, erläutert Begrif-

fe und liefert u.a. die notwendigen Hinweise auf ande-

re Artikel, Erlasse oder Grundlagen. Der Kommentar ist

weder vollständig noch verbindlich.
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übergeordnetes Das übergeordnete Recht geht vor und ist vorbehalten.

Recht Das BR regelt nur, was nicht schon auf eidgenössi-

scher und kantonaler Ebene geregelt ist. Auf wichtige

Bestimmungen wird jeweils in der Kommentarspalte

hingewiesen.

Regelt das BR einen Sachverhalt nicht oder nur lüc-

kenhaft, gilt ersatzweise das dispositive öffentliche

Recht des Kantons. Dies ist insbesondere ausserhalb

der Bauzone der Fall.

Z.B. Art. 80 SG betreffend Strassen-

abstände;

Art. 25 KWaG und Art. 34 KWaV be-

treffend Waldabstand:

Art. 16a Abs. 1 und 2 RP6, Art. 34 ff

und Art. 39 ff. RPV, Art. 80 ff. BauG

für das Bauen ausserhalb der Bauzo-

ne

Art. 26 BauG betreffend Ausnahme-

bewilligungen

Baubewilligungsverfahren, Aufgaben

der Baupolizei

Z.B. Gestaltungsfreiheit, Dekret über

das Normalbaureglement

Auch wenn das private Baurechtvom öffentlichen

weitgehend verdrängt worden ist, bleibt es selbst-

ständig anwendbar. Unter Nachbarn sind insbesondere

die zivilrechtlichen Bau- und Pflanzvorschriften von

Bedeutung. Diese Vorschriften bieten dem Grundei-

gentümer einen Minimalschutz, der nur unter beson-

deren Voraussetzungen vom öffentlichen Recht ver-

drängt werden kann, Z.B. das Beseitigungsverbot von

schattenwerfenden Bäumen aus Gründen des Land-

schaftsschutzes.

Vgl. Art. 684 ff. ZGB und Art. 79

EGZZGB

Das Baubewilligungsverfahren ist im übergeordneten

Recht abschliessend geregelt.

In gewissen Fällen dürfen Bauten und Anlagen, die im

Prinzip ohne Baubewilligung erstellt werden dürften,

nicht errichtet werden. Dies ist Z.B. dann der Fall,

wenn in einem Schutzgebiet oder in einem Bereich der

Uferschutzzone ein absolutes Bauverbot gilt. Wird dort

eine baubewilligungsfreie Baute erstellt, ordnet die

Baupolizeibehörde die Wiederherstellung des recht-

massigen Zustands an.

Bauten und Anlagen, die erheblich von der baurechtli-

chen Grundordnung abweichen (besondere Bauten

und Anlagen) oder wesentliche Auswirkungen auf die

räumliche Ordnung und die Umwelt haben, bedürfen

einer besonderen baurechtlichen Grundlage in einer

Überbauungsordnung.

Baubewilligungspflichtvgl. Art. 22

Abs. 1 RPG; Art. 1 Abs. 1 und 3 BauG;

Art. 4 ff. BewD; Weisung «Baubewilli-

gungsfreie Bauten und Anlagen nach

Art. 1 Abs. 3 Bst. b bb BauG» (BSIG

Nr. 7/725.1/1.1).

Vgl. Art. 531

vgl. Art. 19 ff. und 88 ff. BauG; Art. 19

ff. BauV
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Besitzstandsgarantie Bestehende Bauten und Anlagen, welche von einer

Baubeschränkung betroffen und dadurch rechtswidrig

werden, geniessen den Schutz der Besitzstandsgaran-

tie. Diese ist im übergeordneten Recht geregelt: Auf-

grund bisherigen Rechts bewilligte oder bewilligungs-

freie Bauten und Anlagen dürfen unterhalten, zeitge-

mäss erneuert und - soweit dadurch ihre Rechtswid-

rigkeit nicht verstärkt wird - auch umgebaut oder er-

weitert werden. Vorbehalten bleibt eine abweichende

Regelung auf Gemeindeebene.

vgl. Art. 3,11 und82BauG

Qualitätssicherung Das BR regelt nicht alles. Es belässt genügend Splel-
räum, um Z.B. in der Bau- und Aussenraumgestaltung

auf unterschiedliche Gegebenheiten einzugehen. Die-

se müssen jedoch sorgfältig analysiert werden. Das BR

bietet Erweiterungen des Gestaltungsspielraums an;

allerdings unter der Voraussetzung, dass die Sied-

lungs- und architektonische Qualität gewährleistet ist.

Wer baut, übernimmt die Verantwortung gegenüber

der Mitwelt. Die Bestimmungen des BR sollen helfen,

diese Verantwortung wahrzunehmen.

Den Bauwilligen wird empfohlen, vor dem Einreichen

elnes Baugesuches eine Bauvoranfrage für Bauvorha-

ben einzureichen.

a) bei Schützens- und erhaltenswerten Bauten gemäss

Inventar der kantonalen Denkmalpflege

b) in der Dorfkernzone (Neubauten)

c) in der Landwirtschaftszone sofern eine Ausnahme

(Art. 24 RPG) erforderlich ist

Vgl. Art. 421 BR

zuständigkeiten Die Zuständigkeiten sind in Kapitel 62, im übergeord-
neten Recht sowie im Organisationsreglement der

Einwohnergemeinde Leissigen festgelegt.
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Geltungsbereich

101 Sachlich

Das Baureglement umfasst kommunales Bau-, Pla-

nungs- und Umweltrecht.

102 Räumlich

Das Baureglement gilt für das ganze Gemeindegebiet.

Umweltrecht umfasst insbesondere

Natur-, Landschafts-, Ortsbild- und

Denkmalschutz. Weiteres Umwelt-

recht findet sich auch im Ortspolizei-

reglement, weiteres Bau- und Pla-

nungsrecht in Oberbauungsordnun-

gen (Übersicht in Kapitel 31)

103 Ausgleich von Planungsvorteilen

1 Erwächst einem Grundeigentümer durch eine Pla-

nungsmassnahme ein zusätzlicher, wesentlicher Vor-

teil, nimmt die Gemeinde vor Erlass der Planungs-

massnahme mit dem Grundeigentümer Verhandlungen

auf, um diesen zu verpflichten, einen angemessenen

Anteil dieses Planungsmehrwertes für öffentliche

Zwecke zur Verfügung zu stellen.

2 Die Gemeinde erlässt dazu ein Reglement.

Art. 5 RPG verpflichtet die Kantone für

einen angemessenen Ausgleich von

Vor- und Nachteilen zu sorgen. Ge-

mäss Art. 142 BauG schöpft der Kan-

tön Planungsmehrwerte primär über

die Steuergesetzgebung ab. Darüber

hinaus verweist er die Parteien auf

den Verhandlungsweg. Abgeschöpfte

Mehrwerte sind für bestimmte öffent-

liche Zwecke einzusetzen, insbeson-

dere für die Finanzierung von Unter-

halt und Ausbau der Infrastruktur.
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Nutzungszonen

21 Wohn-, Misch- und Arbeitszonen

Zone

211 Art der Nutzung

Für die einzelnen Bauzonen gelten die folgenden Nut-

zungsarten und Lärmempfindllchkeitsstufen:

Abk. Nutzungsart

Wohnzohnen W - Wohnen

Dem Wohnen gleichgestellte Nutzungen (Gemein-

schaftsräume zu Wohnsledlungen, Kindergärten,

Kindertagesstätten und ähnliche Nutzungen)

An der Dorf- und Hauptstrasse sind Ladengeschäfte

mit einer Verkaufsfläche bis max. 200 m2 zulässig.

Stille Gewerbe

Als stilles Gewerbe zählen Z.B. Quar-

tierläden, Coiffeur, Schneider- und

Künstlerateliers, Arztpraxen, weil sie

weder durch ihren Betrieb noch

durch den verursachten Verkehr stö-

rend wirken (vgl. Art. 90 Abs. 1 BauV).

Wohn-und

Gewerbezone WG

Dorfkernzone DK

Wohnen

Dem Wohnen nach den Bestimmungen über die

Wohnzonen gleichgestellte Nutzungen

Massig störende Gewerbe, Bürobauten und Dienst-

leistungsbetriebe, Verkauf bis maximal 500 m2 Ver-

kaufsfläche.

Wohnen

dem Wohnen nach den Bestimmungen über die

Wohnzone gleichgestellte Nutzungen
Massig störende Gewerbe, Bürobauten und Dienst-

leistungsbetriebe, Verkauf und kleingewerbliche

Fabrikationsbetriebe.

Nicht zugelassen sind Industriebauten und gewerbli-

ehe Fabrikationsbetriebe, die den Charakter der Dorf-

kernzone beeinträchtigen.

Massig störende Gewerbe wie Z.B.

Verkaufsläden,Dienstleistungsbe-

triebe, sowie emlssionsarme Werk-

Stätten und Produktionsbetriebe gel-

ten in der Regel als massig störend.

Sie dürfen jedoch das gesunde Woh-

nen weder durch den Betrieb noch

durch das von ihnen verursachte

Verkehrsaufkommen wesentlich be-

einträchtigen.
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Gewerbezone G Gewerbe- und Industriebauten

Wohnungen für das an den Standort gebundene

Personal

Baupolizeiliche

Masse

212 Mass der Nutzung

1 Für die einzelnen Bauzonen gelten die folgenden

baupolizeilichen Masse:

Zone Abk. kGA gGA GH GL GZ

Wohnzone 2a 4m 8 m1' 6.0m 16m 2

Wohnzone 2b W2b 4 m

ES

Dorfkernzone DK

Wohn- und Gewer-
bezone 2a

Wohn- und Gewer-
bezone 2b

Wohn- und Gewer-
bezone 3 WG 3

Gewerbezone G 4m

8m 6.0 m 22 m 2

3m 3m 6.0 m 16 m 2

4m 8 m1) 6.0m 16m 2

4m 8m 6.5 m 25 m 2

4m 8m 8.5 m 30 m 3

10m 40 m - IV

Grenz-und Gebäu-

deabstände

1> Im Perlmeter der Uferschutzplanung ist der grosse

Grenzabstand gegen Osten oder Westen anzuordnen

und in jedem Fall auszuweisen.

2 Bauten, die den gewachsenen Boden an irgendeinem

Punkt um mehr als 1.2 m überragen, haben an dieser
Stelle die Grenz- und Gebäudeabstände einzuhalten.

Gegenüber Zonen für öffentliche Nutzungen ist für

solche Bauten der Zonenabstand zu wahren. Für Bau-

ten unter dem gewachsenen Boden gilt ein Grenzab-

stand von 1.0 m. Vorbehalten bleibt der Grenzanbau

mit Zustimmung des Nachbarn.

In den Gewerbezonen sind grund-

sätzlich alle Arbeitstätigkeiten zu-

lässig, auch Verkaufsnutzungen.

Betreffend Immissionen und Um-

weltschutz sind zudem die Bestim-

mungen von Art. 24 BauG und Art.

89 bis 91 BauVzu beachten. Insbe-

sondere dürfen die Betriebe, Anla-

gen und Vorkehren gegenüber an-

grenzenden Zonen zu keinen Ein-

Wirkungen führen, die in der an-

Vorbehalten bleiben die Gestaltungs-

freiheit gemäss Art. 75 BauG sowie

Abweichungen in Ortsbilderhaltungs-

gebieten nach Art. 512

kGA: Kleiner Grenzabstand (s. A142

BR)

gGA: Grosser Grenzabstand (s. A143

BR

GH: Gebäudehöhe (s. A132 BR)

GL: Gebäudelänge (s. A131 A BR)
GZ: Geschosszahl (s. A134 BR)

ES: Lärmempfindlichkeitsstufe
nach Art. 43 LSV

Abs. 2 legt fest, welche Bauten den

Grenzabstand einhalten müssen. Die

Einräumungvon Näherbaurechten

nach A141 bleibt vorbehalten.



Einwohnergemelnde Leissigen
Baureglement (BR)

12

Mehrbreiten- und

Mehrlängenzuschlä-

ge

Mehrhöhe

Bewohnte An- und

Nebenbauten

Unbewohnte An-

und Nebenbauten

3 In den Wohnzonen sowie in den Wohn- und Gewer-

bezonen erhöhen sich die Grenzabstände für Gebäu-

de, die über 12 m lang oder über 10 m breit sind, auf

den betreffenden Längsseiten um 1/5 der Mehrlänge,

auf den betreffenden Schmalseiten um 1/2 der Mehr-

breite. Für den Zuschlag werden Bauten, welche ab-

standsmässig privilegiert sind, wie unbewohnte An-

und Nebenbauten sowie Laubengänge etc., nicht mit-

gerechnet.

4 Bei Bauten am Hang ist talseits eine Mehrhöhe von

1.0 m gestattet. Als Hang gilt eine Neigung des ge-

wachsenen Terrains, die in der Falllinie gemessen in-

nerhalb des Gebäudegrundrisses wenigstens 10% be-

trägt.

5 Zudem gelten die folgenden Masse:

a) bewohnte An- und Nebenbauten

- Grenzabstand mindestens: 3 m
- Grundfläche maximal: 40 m2

- Gebäudehöhe maximal: 3.5 m

- Transparente Brüstungen werden bei bewohnten

An- und Nebenbauten nicht zur Gebäudehöhe

gezählt.

b) Unbewohnte An- und Nebenbauten sowie bewilli-

gungsfreie Bauten und Nebenanlagen:
- Grenzabstand mindestens: 2 m

- Grundfläche maximal: 60 m2

- Gebäudehöhe: 4 m

Vgl.A121AbS.2BR

Vgl. A121 Abs. 1 BR

Anlagen und Bautei-

le im Grenzabstand

Gestaffelte Gebäude

Abgrabungen

c) Dorfkernzone

- zulässiges Mass Im grossen und

kleinen Grenzabstand maximal: 1.2m

Übrige Zonen

- zulässiges Mass im grossen und

kleinen Grenzabstand maximal 1.5m

d) Gestaffelte Gebäude:

- Staffelung in der Höhe mindestens: 1 m

- Staffelung in der Horizontalen mindestens: 2 m

e) Die maximal zulässige Breite von Abgrabungen für

Hauseingänge und Garageeinfahrten beträgt Vi der

Fassadenlänge, jedoch maximal 7 m.

vgl. A123 BR: Vorspringende Gebäu-

deteile
Nach Art. 79b EGzZGB dürfen Vor-

bauten höchstens bis 1.2 m in den

zivilrechtlichen Grenzabstand von

3 m hineinragen. Ohne Zustimmung

des Nachbarn müssen sie somit

mindestens einen Abstand von 1.8 m

von der Parzellengrenze aufweisen.

Vgl.A132Abs.2BR

Vgl.A132AbS.3BR
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Kniewände f) Knlewände über dem höchstzulässigen Geschoss

sind bis maximal 1.2 m Höhe, in der Dorfkernzone bis

maximal 0.8 m Höhe gestattet.

Vgl.A133BR

22 Zonen für öffentliche Nutzungen sowie
Zonen für Sport und Freizeitanlagen

Bezeichnung/
Abkürzung

Parkplatz

Werkhof

ZÖNA

ZÖNB

221 Zonen für öffentliche Nutzungen

1 Die Zonen für öffentliche Nutzungen (ZöN) sind für

Bauten und Anlagen im öffentlichen Interesse be-

stimmt. Bestehende Bauten und Anlagen mit einer an-

deren Nutzung dürfen nur unterhalten werden.

2 Bestehende Bauten und Anlagen dürfen im Rahmen

ihrer Zweckbestimmung erneuert und erweitert wer-

den.

3 Sofern für die einzelnen ZöN nichts anderes be-

stimmt wird, ist bei der Überbauung der Zonen für öf-

fentliche Nutzungen gegenüber den angrenzenden

Grundstücken für eingeschossige Bauten ein Grenzab-

stand von 5.0 m, für mehrgeschossige Bauten ein sol-

eher von 6.0 m einzuhaken. Für den Mehrlängen- und

Mehrbreitenzuschlag gilt Art. 212 Abs. 3.

4 Sofern für die einzelnen ZöN nichts anderes be-

stimmt ist, richten sich innerhalb der ZöN die Gebäu-

deabstände nach den Bedürfnissen einer zweckmässi-

gen öffentlichen Uberbauung.

5 In den einzelnen Zonen für öffentliche Nutzungen

(ZöN) gelten die folgenden Bestimmungen:

a) Zweck ES

b) Grundzüge der Überbauung und Gestaltung

c) zulässige Gebäudehöhe

a) öffentlicher Parkplatz
b) bestehend sowie nach Abs. 2 bis 4

a) werkhof, Nutzung wie Gewerbezone 111
b) bestehend sowie nach Abs. 2 bis 4

c) zulässige Gebäudehöhe: 6.5 m

ZöN sind Zonen nach Art. 77 BauG.

Die Bestimmungen über die Bau- und

Aussenraumgestaltung nach Art. 411

ff BR gelten sinngemäss.
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Dorfplatz
ZÖNC a) Dorfplatz mit Parkplätzen, Zivilschutzanlage und

Einstellhalle sowie Bank

b) bestehend sowie nach Abs. 2 bis 4

c) zulässige Gebäudehöhe: 6.0 m

Gemeindeverwal-
tung

ZÖND

a) Öffentliche Verwaltung

b) bestehend sowie nach Abs. 2 bis 4

c) zulässige Gebäudehöhe: 6.0 m

Schulanlage
ZONE a) Schulanlage, Feuerwehrmagazin, Werkhof l

b) bestehend, Ausbau / Neubau für Feuerwehrmaga-

zin und Gemeindewerkhof nach Abs. 2 bis 4 als

Zweckbau

c) zulässige Gebäudehöhe: 11 m

222 Zonen für Sport- und Freizeitanlagen

11n den Zonen für Sport- und Freizeitanlagen sind

Sport- und Spielfelder zugelassen. Eingeschossige

Neubauten mit einer Grundfläche von maximal 80 m2

Grundfläche und einer Gebäudehöhe bis zu 4 m die

dem Zweck der Zone dienen, wie einfache Verpfle-

gungsstätten für die Benutzer der Anlage, Umkleide-,

Duschen- und Toilettenanlagen, Gerätemagazine, Bau-

ten zum Schutz vor schlechter Witterung und ähnliche

dürfen erstellt werden. Es ist ein Grenzabstand von
3.6 m einzuhalten.

2 Es gilt die ES III.

24 Nutzungszonen im Nichtbaugebiet

241 Landwirtschaftszone

11n der Landwirtschaftszone richten sich die Nutzun-

gen und das Bauen nach den Vorschriften des eidge-

nössischen und kantonalen Rechts.

2Betriebsbauten, ausgenommen An- und Nebenbau-

ten, haben allseitig einen minimalen Grenzabstand von

6 m, Wohnbauten überdies die für die WG2b geltenden

baupoljzeilichen Masse und Gestaltungsvorschriften

einzuhalten.

vgl. Art. 16 ff. und 24 ff. RPG und Art.

39 ff. RPV sowie Art. 80 ff. BauG. Für
die Landwirtschaftszone gelten mit

Ausnahme von Abs. 2 keine baupoli-

zeilichen Masse. Die Gebäudemasse
werden im Einzelfall entsprechend

den Bedürfnissen aufgrund der ein-
schlägigen Normen der Forschungs-

anstatt Tänikon (sog. FAT-Normen) im
Baubewilligungsverfahren festgelegt.
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Es geltend die Vorschriften der ES III nach LSV.

3. Besondere baurechtliche Ordnun-
gen

31 Bestehende besondere baurechtliche
Ordnungen

311 überbauungspläne mit sonderbauvorschrif-

ten

Die folgenden Pläne mit Sonderbauvorschriften und

Baulinienpläne bleiben rechtskräftig:

Bezeichnung Datum erste Genehmigung

«Gips Union» Überbauungsplan Nr. 1 mit SBV 17.04.1986

«Zweigarten» Uberbauungs- und Detailerschliessungs- 02.06.1977

plan Nr. 1 mit SBV
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312 Oberbauungsordnungen und Uferschutz-

plane

Die folgenden Überbauungsordnungen und Ufer-
schutzpläne bleiben rechtskräftig

Bezeichnung Abkürzung Datum erste Genehmigung

UeO «Meielisalp» 23.11.1988

Uferschutzplan Nr. 1 «Gries - Riedbach» 07.06.1996

Uferschutzplan Nr. 2 «Riedbach - Underi Ey» 07.06.1996

Uferschutzplan Nr. 3 «Underi Ey - Herbrig» 07.06.1996

Uferschutzplan Nr. 1 / 2 «Gries / Riedbach - Riedbach

/ Underi Ey» 07.06.1996

313 Pläne der besonderen Gesetzgebung

Die folgende Überbauungsordnung nach besonderer

Gesetzgebung bleibt bestehen:

«Verbauung der Wildbäche» Überbauungsplan 11.12.1987
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Qualität des Bauens und Nutzens

41 Bau- und Aussenraumgestaltung

Grundsatz

Beurteilungskriterien

411 Gestaltungsgrundsatz

1 Bauten und Anlagen sind so zu gestalten, dass zu-

sammen mit ihrer Umgebung eine gute Gesamtwirkung

entsteht.

2 Bei der Beurteilung der guten Gesamtwirkung sind

insbesondere zu berücksichtigen:

die prägenden Elemente und Merkmale des

Strassen-, Orts- und Landschaftsbildes;

die bestehende und bei Vorliegen einer entspre-

chenden Planung auch die beabsichtigte Gestal-

tung der benachbarten Bebauung;

Standort, Stellung, Form, Proportionen und Dimen-

sionen der Bauten und Anlagen;

die Fassaden- und Dachgestaltung sowie die Mate-

rialisierung und Farbgebung;

die Gestaltung der Aussenräume, insbesondere des

Vorlandes und der Begrenzungen gegen den öffent-

lichen Raum;

die Gestaltung und Einordnung der Erschliessungs-

anlagen, Abstellplätze und Eingänge.

3 Die Vorschriften über die Ortsbildpflege bleiben vor-

behalten.

Leissigen verzichtet ausdrücklich auf

die Festlegung detaillierter Gestal-

tungsregeln. Die Gemeinde setzt vor-

aus, dass die Projektverfassenden

das Umfeld des Bauvorhabens analy-

sieren und den ihnen durch die offe-

ne Formulierung gegebenen Spiel-

räum verantwortungsbewusst inter-

pretieren. Dazu sind die Kriterien in

Abs. 2 zu beachten und mit dem

Baugesuch die notwendigen Unterla-

gen zur Beurteilung der Gesamtwir-

kung einzureichen sowie gegebenen-

falls Massnahmen zur Qualitätssiche-

rung zu ergreifen.

vgi. dazu auch Art. 412, 413,414,415

und 416 BR

Mit der Baueingabe sind aufVerlan-

gen der Baukommission alle Unterla-

gen einzureichen, die eine vollstän-

dige Beurteilung des Projekts und der

Gesamtwirkung erlauben. Dazu ge-

hören im Falle von Neu-, An-und

Umbauten, welche für das Land-

Schafts-, Orts- und Strassenbild rele-

vant sind, die Darstellung der Nach-

barbauten, Z.B. in Situations-, Erdge-

schoss- und Fassadenplänen, Model-

le, 30-Darstellungen oder Fotomon-

tagen (s. auch Art. 15 ff. BewD)

vgl. Abschnitt 51
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412 Bauweise, Stellung der Bauten

1 Es gilt die offene Bauweise, d.h. die Bauten haben

allseitig die vorgeschriebenen Bau- und Gebäudeab-

stände einzuhalten.

2 Der Zusammenbau von Gebäuden ist innerhalb der

zulässigen Gebäudelänge gestattet.

3 Die Stellung der Bauten hat sich im weitgehend un-

überbauten Gebiet nach den ortsüblichen, im weitge-

hend überbauten Gebiet an den vorherrschenden

Merkmalen zu richten, welche das Strassen-, Quartier-

und Ortsbild prägen.

vgl.Art.212BRundA141ff.BR

vgl.Art.212BRundA131 BR

Zu den zu berücksichtigenden prä-

genden Elementen gehören:

Anpassung der Stellung und

Firstrichtung an der überlieferten

Bauwelse

Parallele oder rechtwinklige Aus-

richtung zur Strasse, resp. zur

Falllinie des Hanges

Vorbehalten bleibt die Gewährung

eines grösseren Gestaltungsspiel-

raumsnachArt.418BR.

413 Proportionen für Neubauten

Bei Gebäuden mit Satteldächern darf die Firsthöhe,

gemessen ab fertigem Terrain bis oberkant Firstbal-

ken, nicht weniger als 40% und nicht mehr als 100%

der giebelseitigen Fassadenbreite des Hauptgebäudes

betragen.

414 Dachgestaltung

1 Die Verwendung glänzender, durchrostender oder

anderer auffälliger Bedachungsmaterialien ist unter-

sagt.

2 Hauptdachflächen sind mit Ziegel- oder Zement-

schiefer oder einem gestalterisch gleichwertigen Ma-

terial einzudecken. In den Wohn- und gemischten Zo-

nen sowie an exponierten Stellen (Z.B. empfindliche

Orts- und Landschaftsteile, Hauptverkehrsachsen,

Dorfkernzone) sind insbesondere Profil- und Trapez-

bleche sowie Wellzementfaserplatten nicht zulässig.

3 Im übrigen Gebiet können bei reinen Ökonomie- und

Gewerbebauten auch andere Materialien verwendet

werden.
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4 Für Hauptgebäude sind nur Satteldächer mit einer

Neigung zwischen 18° und 30° gestattet.

5 Der maximale Höhenunterschied zwischen oberkant

Fusspfette und oberkant Firstpfette beträgt 3.6 m.

6 Für An- und Nebenbauten im Sinne von Art. 212

Abs. 5 Bst. a und b bei Gewerbebauten und in Zonen

für öffentliche Nutzung sowie in der ZSF kann die Bau-

polizeibehörde andere Dachformen gestatten.

7 Die Dachvorsprünge von schrägdächern müssen der

Gestaltung und den Proportionen des Gebäudes ange-

passt sein; sie müssen für Hauptgebäude mindestens

120 cm, bei An- und Nebenbauten mindestens 50 cm

betragen.

vgl.SkizzezuArt.A133

415 Dachaufbauten

1 Als Dachaufbauten sind nur Satteldächer oder Dach-

schlapper erlaubt, deren Farben und Materialien dem

Hauptdach angepasst sind.

2 Dachaufbauten mit satteldach müssen in der Dach-

neigung den Vorschriften des Hauptdachs entspre-

chen.

3 Dachaufbauten dürfen nicht mehr als die Hälfte, bei

erhaltens- und schützenswerten Bauten sowie inner-

halb der Ortsblldschutzgebiete nicht mehr als einen

Drittel der Fassadenlänge des obersten Geschosses

ausmachen. Die Trauflinie des Hauptdaches darf mit

Dachaufbauten nicht unterbrochen werden. Sie haben

zu einer First- oder Gratlinie einen Abstand von mind.

60 cm einzuhalten.

4 je Dachfläche und Dachseite dürfen zusätzlich 6%

der Fläche Dachflächenfenster angeordnet werden.

5 solaranlagen auf Steildächern müssen die gleiche

Neigung wie das Dach aufweisen und dürfen die Dach-

fläche nicht überragen.

Dadurch wird eine unverträgliche

Auflösung der Dachflächen vermie-

den. Dacheinschnitte sind bewusst

nicht allgemein erlaubt. Im Rahmen

von Art. 418 können sie jedoch er-

laubt werden.
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416 Umgebungsgestaltung

1 Die Umgebungsgestaltung von Neubauten hat sich in

das bestehende Orts-, Strassen- und Landschaftsbild

einzufügen. Terrainveränderungen und Stützmauern

sind so zu gestalten, dass die bestehende Umgebung

nicht beeinträchtigt wird und ein guter Übergang zu

den Nachbargrundstücken entsteht.

2 Die Aussenräume sollen genügend Grünbereiche,

Bäume, Sträucher und Hecken erhalten. Es sind stand-

ortgerechte und einheimische Pflanzen zu verwenden.

3 Die vertikale Sichthöhe von Stütz- und Gartenmauern

darf nicht mehr als 2.0 m betragen. Erfordern spezielle

örtliche Verhältnisse höhere Mauern, sind sie vertikal

mind. 1 m tief zu staffeln. Stütz- und Gartenmauern

sind unauffällig in das Gelände einzufügen und ab ei-

ner sichtbaren Fläche von 10 m2 zu begrünen.

4 Ungesicherte Böschungen dürfen eine Neigung von

max. 2:3 aufweisen.

5 Die Umgebungsgestaltung muss innerhalb eines Jah-

res nach Abschluss der Bauarbeiten ausgeführt sein.

6 Für Neubauten und wesentliche Änderungen der

Umgebung ist ein Umgebungsgestaltungsplan oder ei-

ne andere geeignete Darstellung der Aussenräume

und deren wesentlichen Gestaltungselemente einzu-

reichen.

7 Der Abstand von Stützmauern und Einfriedungen zu

Gemeindestrassen muss mindestens 30 cm betragen

(gemessen ab Mauerfuss).

Zu den prägenden Merkmalen gehö-

ren:

intakte Vorgärten mit durchge-

henden Einfriedungen

die Durchgrünung mit standort-

gerechten Sträuchern und Pflan-

zen

keine überhöhten Stützmauern

und unnatürliche Übergänge zu

Nachbargrundstücken.

417 Reklamen und Plakatlerung

1 Reklamen sind so anzuordnen, dass sie das Land-
schafts-, Orts- und Strassenbild, schützens- und erhal-

tenswerte Objekte und deren Umgebung, die Wohn-
und Aufenthaltsqualität sowie die Verkehrssicherheit

nicht beeinträchtigen.

Bezüglich der Verkehrssicherheit gel-

ten Art. 95 ff. der eidgenössischen

Signalisationsverordnung vom

5.9.1979 (SSV).

Vgl. BSIG 7/722.51/1.1 vom 1.9.2009.



Einwohnergemeinde Leissigen
Baureglement (BR)

21

2 Für Reklameeinrichtungen kann die Bewilligungsbe-

hörde zum Schutz der Wohnbevölkerung Auflagen wie

Z.B. Einschränkung der Beleuchtungszeiten verfügen.

Die zum Schutz der Wohnbevölke-

rung notwendigen Auflagen werden

von der Baubewilligungsbehörde ver-

fügt.

3 Reklamen auf Dachflächen sind nicht gestattet. An

Fassaden dürfen nur Eigenreklamen angebracht wer-

den. sie müssen sich gut ins Fassadenbild einordnen.

4 Der Gemeinderat kann die Anzahl Plakatanschlagstel-
len limitieren und örtlich festlegen und ein einheitli-

ches Trägersystem vorschreiben.

418 Gestaltungsspielraum

Die Baubewilligungsbehörde kann auf Antrag einer

Fachberatung oder auf der Grundlage des Ergebnisses

eines qualifizierten Verfahrens von den Vorschriften

über die Bau- und Aussenraumgestaltung nach Art.

412 bis 415 abweichen.

Vgl. Art. 421 f BR; damit werden zeit-

gemässe und Innovative Gestaltungs-

lösungen ermöglicht, welche zwar

vielleicht von der lokalen Bautradition

im Sinne von Art. 412 bis 416 abwei-

chen, jedoch in jedem Fall dem

Grundsatz der "guten Gesamtwir-

kung" nach Art. 411 BR entsprechen.

42 Qualitätssicherung

421 Fachberatung

1 Die Baupolizeibehörde kann unabhängige und in Ge-

staltungsfragen ausgewiesene Fachleute beizlehen,
welche die Bauwilligen und die Baubewilligungsbehör-

den in allen Fällen beraten, die für das Orts- und Land-

schaftsbild von Bedeutung sind oder spezielle bau-

und aussenraumgestalterische Fragen aufwerten.

Fachleute, Architektinnen, Architek-

ten, kantonale Denkmalpflege,

Ortsplanerinnen und Ortsplaner -

werden nach rein fachlichen Kriterien

ausgewählt. Ihre Empfehlungen be-

rücksichtigen auch die Meinung der

Projektverfassenden und beschrän-

ken sich auf Gestaltungsfragen.
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2 Die Fachberatung formuliert Empfehlungen zu Han-

den der Baubewilligungsbehörde und stellt dieser ins-

besondere in den folgenden Fällen Antrag:
Abweichungen von den Vorschriften über die Bau-

und Aussenraumgestaltung;

Bauten und Anlagen in den Baugruppen;

Beurteilung von Vorhaben, welche die Gestaltungs-

freiheit in Anspruch nehmen;

Umbau, Erweiterung und Ersatz von erhaltenswer-

ten Bauten ausserhalb von Baugruppen gemäss

Bauinventar;

Bauten und Anlagen in den Landschaftsschongebie-

ten.

vgl.Art.418undArt.5Hff.BR

Vgl.Art.418BR

Insbesondere auch bei Abweichun-

gen von den baupolizeilichen Massen

(Art. 513 BR)

vgl. Art. 93 Abs. 1 Bst. a BauG

vgl. Art. 75 BauG

Im Falle von Schützens- oder erhal-

tenswerten Baudenkmäiern, die in

einem Ortsbildschutzgeblet gemäss

Art. 512 BR liegen oder Bestandteil

einer im Bauinventar aufgenomme-

nen Baugruppe sind (so genannte K-

Objekte) erfolgt die Beurteilung und
Beratung durch die Kantonale Denk-

malpflege(Art.10cBauG).

Bau- und Nutzungsbeschränkungen

51 Pflege der Kulturlandschaft

511 Baudenkmäler

1 Das von der zuständigen Fachstelle des Kantons er-

stellte und in Kraft gesetzte Bauinventar bezeichnet

die Schützens- und erhaltenswerten Baudenkmäler.

Sie sind im Zonenplan als Hinweis dargestellt.

2 Betreffen Planungen und Baubewilligungsverfahren

schützenswerte oder erhaltenswerte Baudenkmäler,
die in einem Ortsbildschutzperimeter oder Bestandteil

einer im Bauinventar aufgenommenen Baugruppe sind,
ist die kantonale Denkmalpflege in jedem Fall in das

Verfahren einzubeziehen.

Vgl. Bauinventar der Gemeinde Leis-

sigen.

Diese Objekte sind im Bauinventar

der Gemeinde Leissigen mit K be-

zeicnet.

3 Der frühzeitige Beizug der kantonalen Denkmalpflege

sowie eine Voranfrage werden empfohlen.

4 Das Bauinventar der Gemeinde Leissigen erstreckt

sich nur auf den im Bauinventar dargestellten Bearbei-

tungsperimeter. Ausserhalb des Bearbeitungsperime-

ters können demzufolge weiterhin Baudenkmäler im

Baubewilligungsverfahren bestimmt werden.
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Dorf

Finel

512 Ortsbildschutzgebiete

1 Innerhalb des im zonenplan ausgeschiedenen orts-

bildschutzperimeters «Dorf» darf das Ortsbild In Bezug

auf die Grosse, die Gestaltung und die Stellung der

Bauvolumen sowie deren Zuordnung zu den Gassen-

und Grünräumen nicht verändert werden.

2 Innerhalb des im Zonenplan ausgeschiedenen Orts-

bildschutzperimeters «Finel» dürfen Neubauten und

neue Anlagen den Charakter dieses Orts- und Land-

schaftsbildes nicht beeinträchtigen. Sie sind so zu ge-

stalten, dass zusammen mit ihrer Umgebung eine gute

Gesamtwirkung entsteht.

513 Baupolizeiliche Masse: Abweichungen

1 In Ortsbildschutzgebieten kann die Baubewilligungs-

behörde auf Empfehlung der Fachberatung oder auf

der Grundlage des Ergebnisses eines qualifizierten

Verfahrens von den baupolizeilichen Massen abwei-

chen.

2 Sie sind in der Regel der vorherrschenden Bebauung

bzw. den strukturbildenden Merkmalen anzupassen.

514 Historische Verkehrswege

1 Die im Schutz- und Gefahrenzonenplan bezeichneten

Objekte des Inventars historischer Verkehrswege der

Schweiz (IVS) sind in ihrem Verlauf und mitsamt ihren

Bestandteilen wie überlieferte Oberflächen, Mauern

und Böschungen, Brücken, wegbegleitende Vegetation

und Einrichtungen ungeschmälertzu erhalten.

2 Unterhalt und Nutzung im herkömmlichen Rahmen

bleiben gewährleistet. Veränderungen, die über diesen

Rahmen hinausgehen erfordern den Beizug der zu-

ständigen Fachstellen.

Das IVS ist ein Bundesinventar, wel-

ches In Anwendung des Bundesge-

setzes über den Natur- und Heimat-

schütz (NHG) im Auftrag des Bundes-

amtes für Strassen (ASTRA) geführt

wird.

Zuständige Fachstelle ist das Tief-

bauamt des Kantons Bern.
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515 Archäologische Schutzobjekte

1 Das im Uferschutzplan bezeichnete archäologische

Schutzgebiete bezweckt die Erhaltung oder die wis-

senschaftliche Untersuchung und Dokumentation der

archäologischen Stätten, Fundstellen und Ruinen.

2 Bei der Planung von Bauvorhaben, spätestens jedoch

im Baubewilligungsverfahren, ist der archäologische

Dienst des Kantons Bern einzubeziehen.

Treten bei Bauarbeiten archäologi-

sehe Bodenfunde zutage, sind die

Arbeiten einzustellen und die Ge-

meindeverwaltung oder der archäo-

logische Dienst des Kantons Bern zu

benachrichtigen (Art. 10 f BauG).

516 Fliessgewässer

1 Entlang der Fliessgewässer gelten zur Sicherung des

Raumbedarfs für Massnahmen des Hochwasserschut-

zes und der ökologischen Funktionsfähigkeit der Ge-

Wässer für sämtliche - bewilligungspflichtige und be-

willigungsfreie - Bauten und Anlagen die folgenden
Bauabstände:

Messweise siehe A Art. 148BR

Betreffend Wasserbaupolizeibewilli-

gung vgl. Art. 48 WBG

Innerhalb der Bauzone:

Spissibach, Eybach

Griessbach

Fritzenbach

Riedgräbli

13 m

10 m

8 m

7 m

alle anderen Gewässer innerhalb der Bauzone 5 m

Ausserhalb der Bauzone:

Splssibach, Eybach, Griessbach, Fritzenbach 15 m

Riedgräbli 13m
andere Gewässer ausserhalb der Bauzone 10 m

eingedolte Gewässer 5 m

2 Gegenüber der Ufervegetation ist mindestens ein Ab-

stand von 3 m zu wahren.

3 Für Bauten, die standortgebunden sind und an denen

ein öffentliches Interesse besteht, kann die zuständige

Behörde abweichende Abstände festlegen.

Vorbehalten sind zudem Massnah-

men des Gewässerunterhalts und

des Wasserbaus nach Art. 7 und 15

WBG sowie private Bauten und Anla-

gen nach Art. 11 Abs. 2 BauG.
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53 Schutz der naturnahen Landschaft

531 Uferschutzzone

Es gelten die Festlegungen der Uferschutzplanungen.

532 Übrige Kantonale Schutzgebiete und Ob-

jekte

In den übrigen im Zonenplan 2 bezeichneten kantona-

len Schutzgebieten sind die entsprechenden kantona-

len Schutzbeschlüsse zu beachten.

533 Einzelbäume und Trockenmauern

Die im Zonenplan 2 verzeichneten Bäume und Troc- vgl.Art.41 NSchG

kenmauern sind geschützt und müssen erhalten blel-

ben. Mit Zustimmung des Gemeinderates können Fäl-

lungen bewilligt werden, wenn das öffentliche Inter-

resse dagegen nicht überwiegt oder wenn die Hoch-

stammbäume für Mensch, Tier und Eigentum eine Ge-

fährdung darstellen.

534 Hecken, Feld- und Ufergehölz

1 Hecken, Feld- und Ufergehölz sind geschützt (NHG,

NSchG). Sie dürfen nur mit Bewilligung der zuständi-

gen Behörde verändert oder beseitigt werden. Bei Be-

seitigung ist für gleichwertigen Ersatz zu sorgen.

2 Innerhalb von drei Jahren darf höchstens die Hälfte

einer Hecke oder elnes Feldgehölzes auf den Stock

gesetzt werden, der gleiche Abschnitt jedoch frühe-

stens wieder nach fünf Jahren. Grössere Bäume sind

so lange wie möglich zu erhalten (NSchV).

3 In einem Streifen von mindestens 3 m entlang von

Hecken-, Feld- und Ufergehölzen ist die Verwendung

von Insektiziden, Herbiziden und anderen chemischen

Stoffen, sowie das Ausbringen von Dünger aller Art

untersagt (ChemRRV).

4 Der Bauabstand zu Hecken, Feld-, und Ufergehölzen

(gemessen ab der mittleren Ausbreitung der Sträu-

eher) beträgt für Hochbauten mindestens 10 m und für



Elnwohnergemeinde Lelssigen
Baureglement (BR)

26

Anlagen (Strassen, Wege, Gartenanlagen) mindestens

3 m.

535 Geschützte Naturobjekte

Die im Zonenplan 2 bezeichneten Naturobjekte stehen

unter dem Schütze der Gemeinde; sie sind in ihrem

Fortbestand zu schützen. Alle Terrainveränderungen

und baulichen Massnahmen in deren näheren Umge-

bung, welche den Schutzzweck beeinträchtigen, sowie

das Entfernen dieser geschützten Naturobjekte sind

untersagt.

536 schilfgürtel

Die im Zonenplan 2 bezeichneten schilfgürtel sind ge-

schützt und müssen erhalten bleiben. Sie sind Im bis-

herigen Rahmen zu unterhalten und dürfen nur mit

Bewilligung der zuständigen Behörde verändert oder

beseitigt werden.

537 Landschaftsschongebiete

1 Die im Zonenplan bezeichneten Landschaftsschon-

gebiete bezwecken die Freihaltung von Gebieten be-

sonderer Eigenart, Schönheit und Erholungswert, ins-

besondere von exponierten Lagen.

2 Bauten, Anlagen und Terrainveränderungen sind zu-

gelassen, wenn sie für die Bewirtschaftung notwendig

sind, zur Revitalisierung der Landschaft beitragen und

sich gut in das Landschaftsbild einfügen. Nicht zuläs-

sig sind Aufforstungen und Baumschulen.

vgl. Art. 9,10 und 86 BauG. Schutz-

zweck ist die Landschaftsästhetik; die

Schönheit und Eigenart wird u.a. ge-

prägt durch die Topografie und durch

empfindliche Landschaftselemente

wie Einzelbäume und Baumgruppen

(Art. 525).

Unverträglich mit dem Landschafts-

schongebiet sind u.a. Abbau- und

Ablagerungsgebiete,bodenunabhän-

gige Produktion in Gewächshäusern,

sowie Freileitungen und Antennen.

3 Baugesuche sind der Fachberatung zur Beurteilung

vorzulegen.

Vgl. Art. 421 BR
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54 Gefahrengebiete

541 Bauen in Gefahrengebieten

1 Bei Bauvorhaben in Gefahrengebieten gilt

Art. 6 BauG.

2 Es wird empfohlen, frühzeitig eine Voranfrage einzu-

reichen.

3 Bei Baugesuchen in Gebieten mit erheblicher (rot)

oder mittlerer (blau) Gefährdung oder mit nicht be-

stimmter Gefahrenstufe zieht die Baubewilligungsbe-

hörde die kantonale Fachstelle bei.

vgl. Art. 6 BauG. Die bekannten Ge-

fahrengebiete sind im Zonenplan Na-

turgefahren eingetragen. Die für die

Beurteilung eines Baugesuchs mass-

gebende Bestimmung der Gefahren-

stufe erfolgt im Baubewilligungsver-

fahren gestützt auf die dannzumal

aktuellsten Gefahrengrundlagen (Ge-

fahrenkarte, Gefahrengutachten).

4 im Gefahrengebiet mit geringer Gefährdung («gelbes

Gefahrengebiet») wird der Baugesuchsteller im Bau-

bewilligungsverfahren auf die Gefahr aufmerksam ge-

macht.

Zu beachten ist, dass für sensible

Bauten Art. 6 Abs. 3 BauG gilt. Sensi-

ble Bauten sind:

- Gebäude und Anlagen, in denen

sich besonders viele Personen auf-

halten, die schwer zu evakuieren

sind (wie Spitäler, Heime, Schulen)

oder die besonderen Risiken ausge-

setzt sind (Z.B. Campingplätze)

- Gebäude und Anlagen, an denen

bereits geringe Einwirkungen grosse

Schäden zur Folge haben (wie Schalt-

und Telefonzentralen, Steuerungs-

und Computeranlagen, Trinkwas-

serversorgungen, Kläranlagen)

- Gebäude und Anlagen, an denen

grosse Folgeschäden auftreten kön-

nen (wie Deponien, Lagereinrichtun-

gen oder Produktionsstätten mit Be-

ständen an gefährlichen Stoffen)
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verschiedene Bestimmungen

61 Erschliessung und Parkierung

611 Detailplanpflicht

1 Die Neuanlage und der Ausbau von Detailerschlie-

ssungsanlagen erfordert eine genehmigte Überbau-

ungsordnung.

2 Die Baupolizeibehörde kann auf den Erlass einer

Überbauungsordnung verzichten, wenn:

a) die Detailerschliessung in einem Plan nach altem

Recht geordnet ist;

b) die Detailerschliessungsanlagen für ein Gebiet be-

reits ausgebaut sind und im Wesentlichen nicht

mehr als die Hausanschlüsse erstellt werden müs-

sen;
c) wenn die Erstellung einer den voraussichtlichen

Beanspruchungen genügende Detailerschlie-

ssungsstrasse anderweitig rechtlich und finanziell

sichergestellt ist.

Nach Art. 43 SG kann die Gemeinde

für die Neuanlage und den Ausbau

von Detailerschliessungsstrassen

den Erlass einer Oberbauungsord-

nung verlangen.

Nach Art. 622 BR in Verbindung mit

dem Organisationsreglement ist der

Gemeinderat zuständig für den Ent-

scheid über den Verzicht einer Uber-

bauungsordnung.

612 Parklerung

1 Der Parkplatzbedarf bestimmt sich nach den kanto-

nalen Vorschriften.
Art. 49 ff. BauV

2 Für Hauszufahrten und Abstellflächen an Kantons-

strassen gelten die kantonalen Vorgaben. Die Absätze

3-5 sind nur anwendbar, wenn die Hauszufahrte ab

der Gemeindestrasse erfolgt.

3 Die Abstellfläche für einen Personenwagenparkplatz

muss, die Zufahrtsfläche nicht eingerechnet, minde-

stens 12 m2 betragen.

4 Der Vorplatz vor abschliessbaren Einstellgaragen bei

rechtwinkliger Ausfahrt zur Strasse, von der Grenze

des öffentlichen Verkehrsraums aus gemessen, min-

destens 5 m aufweisen, sofern nicht besondere Ver-

hältnisse eine andere für die Verkehrssicherheit

gleichwertige Lösung ermöglichen.
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5 Der Abstand zur Grenze des öffentlichen Verkehrs-

raums bei offenen Autounterständen im Minimum

3.6 m betragen.

6 Für den Strassenanschluss sind die einschlägigen

VSS-Normen zu berücksichtigen.

613 Ersatzabgabe

1 Der Bauherr, der von der Erstellung von Parkplätzen

befreit wurde, hat eine Ersatzabgabe von CHF 6'000

(Stand BernerWohnbaukostenlndex April 2010, Index-

stand 137.4) zu leisten.

2 Der Gemeinderat passt diesen Betrag dem Berner

Wohnbaukostenindex an (Stand April 1987: 100).

3 Die Ersatzabgabe ist auf den Zeitpunkt der Schnurge-

rüstabnahme fällig. Das Verfahren für den Bezug der

Ersatzabgabe richtet sich nach den Bestimmungen des

Verwaltungsrechtspflegegesetzes.

Die Voraussetzungen für eine Befrei-

ung regelt Art. 55 BauV.

Die Ersatzabgabe wird für die in Art.

56 Abs. 2 BauV festgelegten Zwecke

verwendet.

62 Zuständigkeiten

621 Baukommission

1 Die Baukommission ist zuständig zum Entscheid von

kleinen Baugesuchen im Sinne von Art. 27 BewD so-

fern damit nicht gleichzeitig eine Ausnahmebewilli-

gung nach Art. 26 BauG verbunden ist.

2 Die Baukommission bereitet die Baugeschäfte (Bau-

entscheide, Ausnahmeentscheide, Stellungnahmen an

das Regierungsstatthalteramt etc.) des Gemeinderats

vor und stellt Antrag.

622 Gemeinderat

Der Gemeinderat ist Baupolizeibehörde und be-

schliesst über alle der Gemeinde übertragenen Ange-

legenheiten soweit hierfür in den Vorschriften kein

anderes Gemeindeorgan als zuständig erklärt wird.
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7. Straf- und Schlussbestimmungen

701 Widerhandlungen

1 Widerhandlungen gegen die baurechtliche Grundord-

nung, gegen die übrigen Gemeindebauvorschriften und

die gestützt darauf erlassenen Verfügungen, werden

nach den Strafbestimmungen der Baugesetzgebung

geahndet.

2 Verstösse gegen die baurechtliche Grundordnung,

gegen die übrigen Gemeindebauvorschriften und die

gestützt darauf erlassenen Verfügungen, welche nicht

der Strafdrohung der Baugesetzgebung unterstehen,
werden mit Busse bis zu CHF 5'000.- bestraft,

vgl. Art. 50 ff. BauG

Vgl. Art. 58 GG

702 Inkrafttreten

Die baurechtliche Grundordnung, bestehend aus dem

Baureglement mit Anhang A, dem Zoneplan 1, dem

Zonenplan 2 sowie dem Zonenplan Naturgefahren tritt
mit ihrer Genehmigung durch das Amt für Gemeinden

und Raumordnung in Kraft.

703 Aufhebung von Vorschriften

Mit Inkrafttreten der baurechtlichen Grundordnung

werden aufgehoben:

die baurechtliche Grundordnung, genehmigt am

13. Oktober 1983 bestehend aus:

dem Gemeindebaureglement

dem Zonenplan

dem Schutzzonenplan

Überbauungsordnungen

Oberi Ey Oberbauungsordnungvom 15.11.1988

Spissiweg Detailerschliessungsplan vom 19.02.1984

Baumgarten, Detailerschliessungsplan Nr. 2 vom 16.09.1977
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Genehmigungsvermerke

Öffentliche Mitwirkung

Kantonale Vorprüfung

Publikation im Amtsblatt

Publikation im Anzeiger

Öffentliche Auflage

Einspracheverhandlungen

Erledigte Einsprachen

Unerledigte Einsprachen

Rechtsverwahrungen

Beschlossen durch den Gemeinderat

Beschlossen durch die Gemeindeversammlung

vom 3.9.2009 bis 16.10.2009

vom 9.8.2010

vom 22.9.2010

vom 16.9. und 23.9.2010

vom 16.9.2010 bisi8.l0.20l0

am 23.11.2010

2

2

2

am 13.12.2010

am 28.2.2011

Namens der Einwohnergemeinde Leissigen

Der Präsident Die Sekretärin

^ ?^fl^t4
Daniel Steffen CVnthia Krebs

Die Richtigkeit dieser Angaben besche.inigt, Leissigen,...t.8..Äpril

meindeschreiberin

Genehmigt durch das Amt für Gemeinden und
Raumordnung

2 2, NOV, 2011
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Anhang

Definitionen und Messweisen

A11 Terrain

A111 Massgebendes Terrain

1 Die Bestimmung des massgebenden Terrains richtet

sich nach den Vorschriften der Bauverordnung.

2 In Gebieten mit annähernd geschlossener Bauweise

gilt als massgebendes Terrain das Trottoir-, resp.

Strassenniveau.

vgl. Art. 97 BauV

A12 Gebäude und Gebäudeteile

A121 An- und Nebenbauten

1 Unbewohnte An- und Nebenbauten sind nicht für den unbewohnte An- und Nebenbauten

dauernden Aufenthalt von Menschen oder Tieren be- sind Garten- und Gewächshäuser.

stimmt und dürfen die nach BR geltenden Masse nicht zulässige Masse s. Art, 212 Abs. 5

übersteigen. Bst. b BR. Anbauten gehen über das

für vorspringende Bauteile zulässige

Mass hinaus.

Als bewohnte An- und Nebenbauten

gelten Z.B. gedeckte Sitzplätze, Gar-

tenhallen, Wintergärten. Zulässige

Masse s. Art. 212 Abs. 5 Bst a BR.

Anbauten gehen über das für

vorspringende Bauteile zulässige

Mass hinaus.

2 Bewohnte An- und Nebenbauten dürfen dem Aufent-

halt von Menschen und Tieren dienen, dürfen aber die

nach BR geltenden Masse nicht übersteigen.
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A122 Unterirdische Bauten

Unterirdische Bauten sind Gebäude oder Gebäudeteile, die mit

Ausnahme der Erschliessung sowie der Geländer und Brüstun-

gen über ihren Zugängen, mit ihrer Überdeckung höchstens bis

zum zulässigen Mass über das massgebende Terrain hinausra-

gen.

Zulässiges Mass s. Art. 212 Abs. 2 BR

A123 vorspringende Gebäudeteile

Vorspringende Gebäudeteile überschreiten die zuläs-

sige Breite nicht, ragen nicht über das zulässige Mass

in den Grenzabstand hinein und überschreiten zu-

sammengerechnet den zulässigen Anteil der Fassa-

denlänge nicht.

Vorspringende Gebäudeteile sind Z.B.

Erker, Vordächer, Vortreppen, Au-

ssentreppen, Laderampen, Baikone

(auch mit Seitenwänden). Zulässige

Masse s. Art. 212 Abs. 2+4 d).
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A13 Gebäudemasse

A131 Gebäudelänge und Gebäudebreite

1 Die Gebäudelänge GL ist die längere Seite des flä-

chenkleinsten Rechtecks, welches die Gebäudefläche

umschliesst.

2 Die Gebäudebreite GB ist die kürzere Seite des flä-

chenkleinsten Rechtecks, welches die Gebäudefläche

umschliesst.

GL

GL = Gebäudelänge

GB = Gebäudebrelte

[^ ^j = flächenmässlg kleinstes umschriebenes Rechteck

Nicht zur GL resp. GB zählen das Hauptgebäude über-

ragende Sockelgeschosse sowie An- und Nebenbau-

ten, die im Mittel aller Fassaden weniger als 1.2 m

über Terrain ragen.
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A132 Gebäudehöhe

1 Die Gebäudehöhe wird in der Mitte der Fassaden

gemessen und ist der Höhenunterschied zwischen

dem massgebenden Terrain und

der schnittlinie der Fassadenflucht mit der Oberkan-

te des Dachsparrens bei geneigten Dächern,

- der Oberkante der Dachkonstruktion resp. der offe-

nen oder geschlossenen Brüstung bei Flachdächern.

J- b j- b J
71--— ' 7i—— - - 71

i

\ e \ e ^

—- gewachsenes Terrain

fertiges Terrain

I
u

^

xu
x(0
E

Zur Festlegung des massgebenden

Terrains ist Art. 97 BauV anzuwen-

den:

1 Wo die Bauhöhe ab gewachsenem

Boden zu messen ist, gilt als solcher

das Terrain wie es vor Baubeginn be-

steht. Die Absätze 2 und 3 bleiben

vorbehalten.

2 Ist die Oberfläche des Baugrund-

Stücks sichtbar durch künstliche Ter-

rainauffüllungen gehoben, so ist die

Bauhöhe zu messen

a) vom ursprünglichen Terrain aus

wenn die Baubewilligung für die Auf-

füllung einen entsprechenden Vor-

behalt enthält;

b) für Einfriedungen, Stützmauern

und dergleichen zwischen beidseitig

aufgeschütteten Grundstücken vom

tieferen fertigen Terrain aus;

c) im übrigen vom Niveau aus,das

dem umgebenden natürlichen Ge-

ländeverlauf entspricht.

3 Wird das Terrain abgegraben so

wird vom fertigen Terrain aus ge-

messen, wenn es tiefer liegt als das

ursprüngliche Terrain.

4 Bei nachträglichen Aussenisolatio-

nen von Dächern bleibt für die Mes-

sung der Gebäudehöhe die bisherige

Dachgestaltung massgebend.

5 Für Nebenbauten mit Flachdach

und transparenter Brüstung gilt die

Messwelse nach Art. 212 Abs. 5

Bst. a.
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2 Die Gebäudehöhe wird bei Gebäuden,die in der Höhe

oder in der Situation je um ein Minimalmass gestaffelt

sind, für jeden Gebäudeteil separat gemessen.

3 Abgrabungen des gewachsenen Bodens für Hausein-

gange und Garageneinfahrten sowie Giebelfelder bis

zur zulässigen Gesamtbreite bleiben unberücksichtigt.

Maximale Gesamtbreite für Abgra-

bungen: Art. 212 Abs. 5 Bst. e BR.

iax. 7.(

resp. max. 1/2 bei GL< 14 m

gewachsenes Terrain

neues Terrain
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A133 Kniewandhöhe

Die Kniewandhöhe ist der Höhenunterschied zwischen

der Oberkante des Dachgeschossbodens im Rohbau

und der schnittlinie der Oberkante der Pfette.

Die Kniewandhöhe dient der Unter-

Scheidung zwischen Voilgeschoss

und nicht anrechenbarem Dachge-

schoss; vgl. A134 und A135 BR.

A134 Vollgeschosse

1 Als Voilgeschoss (VG) zählen alle nutzbaren Ge-

schösse, ausgenommen Unter- und Dachgeschosse.

2 Bei zusammengebauten Gebäuden oder bei Gebäu-

den, die in der Höhe mindestens 1 m oder in der Situa-

tion mindestens 2 m gestaffelt sind, wird die Vollge-

schosszahl für jeden Gebäudeteil separat bestimmt.

vgl. Anhang A135 und A136 BR

Minimalmass für die Staffellung: Art.

212 Abs. 5 Bst. d und Anhang A132

BR

A135 Dachgeschoss

Als Dachgeschoss gelten Geschosse, deren Kniewand-

höhen das zulässige Mass nicht überschreiten.
Zulässiges Mass: Art. 212 Abs. 5 Bst.

fundA133BR



Elnwohnergemelnde Leissigen
Baureglement (BR)

38

A136 Untergeschoss

1 Als Untergeschoss (UG) gilt ein Geschoss, bei dem

die Oberkante des fertigen Erdgeschossbodens im Mit-

tel nicht mehr als 1.2 m über das fertige Terrain hin-

ausragt. Abgrabungen die das in Art. 212 Abs. 5 Bst. e

zulässige Mass nicht überschreiten, werden nicht an-
gerechnet.

2Abgrabungen, die das Mass von Art. 212 Abs. 5 Bst. e

nicht überschreiten werden nicht berücksichtigt.

Ragt die Baute an keinem Punkt über

das zulässige Mass hinaus, handelt

es sich um eine unterirdische Baute

(vgl. Anhang A 122 BR). Zulässiges

Mass:Art.212Abs.2.

Abgrabungen vgl. auch Anhang A132

Abs. 2 BR

fertiges Terrain

OK Erdgeschoss
^%?%^6%S%%%?%)

fertiges Terrain

A+B+C+D
Gebäudeumfang

ä 1.2m
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A14 Bauabstände

A141 Gegenüber nachbarlichem Grund, Verein-

barungen

1 Benachbarte Grundeigentümer können die von Bau-

ten gegenüber ihrem Grund einzuhaltenden Abstände

untereinander in schriftlicher Form regeln.

2 Sie können insbesondere den Bau an der Grenze und

- innerhalb der zulässigen Gebäudelänge - den Zu-

sammenbau an der Grenze gestatten.

Grundeigentümer können Abwei-

chungen von den reglementarischen

Grenzabständen (Art. 212 Abs. 1 BR)

vereinbaren. Der Gebäudeabstand

muss trotzdem eingehalten werden.

Bei einem vereinbarten Näherbau

muss der belastete Nachbar einen

um maximal 25% reduzierten Gebäu-

deabstand einhalten (Anhang A 144

Abs. 4 BR). Unter Umständen muss

er, um den reduzierten Gebäudeab-

stand einhalten zu können, um das

fehlende Mass des Gebäudeabstan-

des weiter von seiner Grenze abrüc-

ken. Der Zusammenbau an der Gren-

ze bleibt vorbehalten.
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A142 Kleiner Grenzabstand

1 Der kleine Grenzabstand (kGA) wird rechtwinklig zur

Parzellengrenze gemessen.

2 Er wird in der Regel auf den Schmalseiten und der

beschatteten Längsseite des Gebäudes gemessen.

3 Vorspringende Gebäudeteile bleiben unberücksich-

tigt.

Vgl. Art. 212 Abs. 5 Bst. d und An-

hang A 123 BR.

A143 Grosser Grenzabstand

1 Der grosse Grenzabstand gilt für die besonnte Längs-

seite oder bei der Seite mit der grössten Fensterfläche

in Wohn- und Arbeitsräumen des Gebäudes. Kann die

besonnte Längsseite nicht eindeutig ermittelt werden

(keine Seite mehr als 10% länger als die anderen und

bei West / Ost-Orientierungen der Längsseiten), be-

stimmt die Baupolizeibehörde die Anordnung des

grossen Grenzabstandes auf Antrag des Bauge-

suchstellers. Dabei darf der grosse Grenzabstand nicht

im Norden liegen. Innerhalb des Uferschutzperimeters

ist der grosse Grenzabstand in jedem Fall gegen We-

sten oder Osten festzulegen.

3 Vorspringende Gebäudeteile bleiben unberücksich-

tigt.
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A144 Gebäudeabstand

1 Der Gebäudeabstand ist die kürzeste Entfernung zwi-

sehen zwei Gebäuden.

Fläche RGa

= Fläche gGa

Str. A = Strassen Abstand

Strasse

Strasse

2 Der Gebäudeabstand entspricht wenigstens der

Summe der Grenzabstände, Absätze 3 und 4 bleiben

vorbehalten.

3 Zwischen Bauten, die aufgrund früherer baurechtli-

eher Vorschriften oderAusnahmebewilligungen den

Grenzabstand nicht einhalten, reduziert sich der Ge-

bäudeabstand um das Mass der Unterschreitung des
Grenzabstandes.

4 Der ordentliche reglementarische Gebäudeabstand

darf durch die Einräumung von Näherbaurechten um

25% reduziert werden.
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A145 Grenzabstand von Winkelbauten und Ge-

bäuden mit gestaffelten oder unregelmä-

ssigen Grundrissen

1 Der Grenzabstand und der Gebäudeabstand einer im

Grundriss gestaffelten Gebäudeseite werden von der

Linie des mittleren Abstands dieser Gebäudeseite aus

zur Grundstücksgrenze gemessen.

2 Die mittlere Abstandslinie ist parallel zur massge-

benden Grundstücksgrenze zu ziehen und zwar derart,
dass die über die Linie vorspringenden Grundrlssflä-

chen flächengleich sind mit den hinter der Linie lle-

genden Grundriss-Rücksprüngen.

3 Die mittlere Abstandslinie darf in keinem Punkt die

reglementarischen Grenz- oder Gebäudeabstände un-

terschreiten, wobei die Mehrlängen- und Mehrbreiten-

zuschlage von der Gesamtausdehnung des Gebäudes

oder der Gebäudegruppe in der Längs-, bzw. der Quer-

richtung zu berechnen sind.

4 Einzelne Gebäudeteile oder Teile einer Gebäude-

gruppe können - auch auf der besonnten Längsseite -

höchstens bis zu dem von ihrer Ausdehnung berech-

neten kleinen Grenzabstand (Grundabstand und allfäl-

Ijger Zuschlag) an die Nachbargrenze heranreichen.

kGA

mittlere Abstandsllnie

Parzeltengrenze

Fläche A = Fläche B
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A146 Zonenabstand

Der Zonenabstand misst sich gleich wie der Grenzab-

stand.

A147 Abstände gegenüber Strassen und Wegen

Gemeindestrassen

Strassenabstand für Garagen
'mit Ausfahrt senkrecht zur Strasse

—t-Strassensbstand für Hayptöauten
und einseitig offene Unterstände

Strassenaüstand für Hauptbauten

Bauabstand von öffentlichen Strassen und Wegen

Kantonsstrassen

Strassenabstand

Strassenrancf

L^J- l"-^^
Strassenrand
Trottoir

Strassenabstand

A148 Gewässerabstand

i/ Uferbereich

Mittelwasserlinie


